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Zeitdiebstahl
als neuer Tatbestand
PETER GLASER «Es kann nicht sein, dass Kulturgut zu
einem Anhängsel metastasierender Werbeformen ver-
kommt. Über Lebenszeitraub sollte in einer Wissens-
gesellschaft durchaus als neuer Tatbestand diskutiert
werden.

Lösungsansätze, Qualität aus den Medienozeanen zu
fischen, gibt es schon lange, von den Perlentauchern bis
Google News über die Empfehlungsökonomie von
Twitter und Facebook bis hin zum vorausschauenden
Algorithmus.»

GLASEREI – Bemerkenswertes aus der digitalen Welt
glaserei.blog.nzz.ch

Kampf gegen Korruption

Wegschauen rächt sich auf die Dauer

Das Parlament scheint auf gutem Weg, eine
Lücke imKorruptionsstrafrecht zu schliessen.
Nachdem der Ständerat im Sommer noch auf
halbem Weg stehen geblieben war, machte
der Nationalrat am Dienstag einen Schritt in
die richtige Richtung. Er verzichtete auf die
unsinnige – weil stark interpretationsbedürf-
tige – Bestimmung, die Privatbestechung nur
dann von Amtes wegen zu verfolgen, wenn
öffentliche Interessen verletzt oder gefährdet
werden. Ganz ohne Vorbehalt mochte aber
auch die grosse Kammer die Privatbeste-
chung nicht als Offizialdelikt ausgestalten. Sie
fügte deshalb die Bestimmung ein, dass die
Privatbestechung in leichten Fällen nur auf
Antrag verfolgt wird. Das ist insofern doppelt
gemoppelt, als das Strafgesetzbuch bereits
einen Artikel kennt, der für Bagatellfälle eine
Strafbefreiung vorsieht. Da die ständerätliche
Einschränkung bloss mit der Mehrheit von
einer Stimme zustande kam, sind die Aussich-
ten gut, dass der Ständerat in zweiter Lesung
auf die Linie des Nationalrats einschwenkt.

Doch was ist wirklich gewonnen, wenn die
Privatbestechung von Amtes wegen verfolgt
wird und neu im Strafrecht statt im Bundes-
gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
(UWG) verankert ist? Neu sind zum Beispiel
Schmiergeldzahlungen bei der Vergabe von

Sportanlässen an nicht gewinnorientierte
Organisationen strafbar, was gestützt auf das
UWG nicht der Fall war, weil Verbände wie
die Fifa eine Monopolstellung haben und es
damit amWettbewerbsverhältnis fehlte. Inso-
fern ist es also nicht falsch, von einer «Lex
Fifa» zu sprechen, auch wenn die Vorlage vor
dem Platzen der Fifa-Affäre EndeMai aufge-
gleist wurde.Unsicher ist hingegen, ob dieBe-
ratungen im Parlament ohne den Pauken-
schlag mit den Verhaftungen in Zürich und
den Hausdurchsuchungen am Sitz der Fifa
anders verlaufen wären. Denn Politik und
Öffentlichkeit reagieren zunehmend aller-
gisch, wenn der Eindruck entsteht, die hiesi-
gen Behörden agierten als verlängerter Arm
der US-Justiz.

Die Fifa-Affäre kann aber als Lehre gel-
ten. Nämlich dafür, dass sich Wegschauen auf
lange Sicht nicht lohnt. Denn unabhängig von
der juristischen Relevanz der Vorkommnisse
gab es seit Jahren Hinweise und Anhalts-
punkte (man denke an das Verfahren um den
Konkurs des Sportvermarkters ISL) dafür,
dass dieser Verein mit Milliardenumsätzen
ein ideales Umfeld für korrupte Machen-
schaften bot. Allzu lange wurde hierzulande
Nachsicht geübt. Die neuen Gesetzesbestim-
mungen sind, wie im Parlament zu Recht er-
klärt wurde, keine Wunderwaffe. Im Fall Fifa
sind sie rückwirkend ohnehin nicht anwend-
bar. Und die Dunkelziffer dürfte hoch blei-
ben, auch wenn die Privatbestechung künftig
als Offizialdelikt ausgestaltet ist.

Einen konkreten Vorteil kann sich die
Schweiz von den neuen Strafnormen beim

nächsten Examen durch das Europarat-Gre-
mium Greco erhoffen. Die Ausgestaltung der
Privatbestechung als Antragsdelikt gehörte –
neben der fehlenden Transparenz über die
Parteienfinanzierung – zu den Mängeln, die
der Schweiz jeweils die Note «ungenügend»
eintrugen. Selbst wennman diese Berichte der
Europarat-Staatengruppe über die Konformi-
tät im Kampf gegen die Korruption nicht allzu
hoch gewichtet (Sanktionen sind keine zu be-
fürchten): Die Reputation auf internationaler
Ebene kann der Schweiz nicht egal sein.

Gelegenheit, dies unter Beweis zu stellen,
erhält das Parlament in der laufenden Session
auch bei einer anderen Vorlage. Und zwar
beim Gesetz über die Sperrung und Rück-
erstattung von illegalen Vermögenswerten
ausländischer Potentaten. Hier geht es eben-
falls meist um Gelder aus Korruption, an
denen erklärtermassen weder die Politik noch
der Finanzplatz interessiert sind. Das neue
Gesetz soll die Vorreiterrolle der Schweiz bei
der Rückerstattung von Potentatengeldern
untermauern.Ähnlichwie imFalle der Privat-
bestechung hat der Erstrat – diesmal war es
der Nationalrat – aber eine Klippe eingebaut,
die die Vorlage wesentlich schwächt. Un-
rechtmässig erworbene Vermögenswerte sol-
len nur dann eingezogen werden können,
wenn die Straftaten der Potentaten nicht ver-
jährt sind. In der dritten Sessionswoche
kommt die Vorlage in den Ständerat. Dessen
vorberatende Kommission hat sich einstim-
mig dafür ausgesprochen, die Verjährungs-
hürde zu kippen – eine Gelegenheit für einen
vorausschauenden Parlamentsentscheid.

Zusammenarbeit von Labour und Nationalisten in Grossbritannien

Neue Allianz der Euroskeptiker

FünfMonate lang hat die konservative Regie-
rung in Grossbritannien wie in einem Rausch
regiert. Sie hat ihre imMai unverhofft gewon-
nene Parlamentsmehrheit genutzt, um die
orientierungslose Labourpartei an die Wand
zu drücken und unpopuläre Massnahmen
rasch und rücksichtslos anzupacken. Doch in
der Nacht auf Dienstag wurden David Came-
rons Regierungsmannschaft erstmals die
Grenzen ihrer Macht aufgezeigt, die ihr eine
hauchdünne Mehrheit von bloss zwölf Sitzen
im 650-köpfigen Unterhaus verleiht.

37 Euroskeptiker aus Camerons eigenen
Reihen sind ausgeschert, um mit Labour zu-
sammenzuspannen und dem Premierminister
die erste empfindliche Abstimmungsnieder-

lage seit demWahlsieg zuzufügen. Objekt des
Streits war, wie könnte es anders sein, die
Europäische Union. Cameron wollte die gel-
tenden Regeln zur Abhaltung von Volks-
abstimmungen lockern. Damit sollte es ihm
und seinem Kabinett erlaubt werden, auch
noch unmittelbar vor dem von ihm selbst an-
gekündigten EU-Referendum für die fort-
gesetzte britische Mitgliedschaft zu werben.
«Manipulation», riefen die empörten Skepti-
ker und wiesen Camerons durch monate-
langes sorgfältiges Taktieren vorbereiteten
Schachzug barsch zurück.Mit der nächtlichen
Abstimmung wurde die übliche, «purdah» ge-
nannte Frist von 28 Tagen, während deren die
Regierung sich nicht zum Abstimmungs-
gegenstand äussern darf, wieder in denGeset-
zestext hineingeschrieben.

Das war nur möglich, weil Labour und die
schottischen Nationalisten mit den Skepti-
kern stimmten, umCameron eineOhrfeige zu
verpassen. Labour hatte sich unter dem letz-
ten gewählten Führer, EdMiliband, noch ent-

schieden gegen die Volksabstimmung ge-
wandt und für die Fortführung der EU-Mit-
gliedschaft geworben. Nun hilft die Partei
plötzlich mit, die Hürden zumAustritt – wenn
auch nur ein wenig – herabzusetzen. Das ist
ein Novum, das für den im nächsten Jahr er-
warteten Abstimmungskampf um den «Bre-
xit» bedeutend werden könnte.

Wenn Nationalisten und Sozialisten zu-
sammenspannen, kommt selten Erbauliches
heraus. Genau das könnte sich anbahnen,
wenn am kommenden Samstag der 66-jährige
Hinterbänkler Jeremy Corbyn, wie alle Um-
fragen voraussagen, als neuer Labourchef
ausgerufen werden sollte. Der erklärte Sozia-
list macht kein Hehl aus seiner Skepsis gegen-
über der EU. Unter seiner Führung könnte
Labour darauf verzichten, sich für die Mit-
gliedschaft einzusetzen. Das hat Corbyn be-
reits forsche Avancen des Rechtspopulisten
Nigel Farage eingebracht. Für Cameron
würde dieAllianz dasZiel erschweren,Gross-
britannien in der EU zu halten.

Swissness-Vorlage

Parlament hält sich den Spiegel vor

Die Swissness-Vorlage war kein Meisterstück
des Parlaments. Die gesetzliche Verankerung
vonRegeln zurVerleihung des Schweizer Pas-
ses für Produkte erlaubt zwar eine gewisse
Hoffnung auf einenWertzuwachs der Schwei-
zer Herkunftsbezeichnung, und die Vorlage
mag die Durchsetzung von Markenrechts-
ansprüchen im Ausland etwas erleichtern.
Doch das Gesetzespaket enthält erhebliche
Hypotheken.DerHeimatschutzartikel für die
Bauern mit den hohen Inlandvorgaben für
Lebensmittel macht der Nahrungsmittel-
industrie das Leben unnötig schwer, die
Maschinenindustrie erhält höhere Auflagen
als die ausländische Konkurrenz, und für die
Berechnung der Inlandanteile mag der Be-

griff «Bürokratiemonster» nicht allzu stark
übertrieben sein, wie die Unterlagen zu den
Verordnungen des Bundesrats illustrieren.

Die nun gescheiterten Versuche von Parla-
mentariern,mitVorstössen dieVerordnungen
zur Swissness-Vorlage vorläufig auf Eis zu
legen, waren dennoch seltsam. Altgediente
Parlamentarier mögen sich nicht an einen
ähnlichen Fall erinnern, in dem das Parlament
den Bundesrat von der Umsetzung der kurz
zuvor parlamentarisch beschlossenen Regeln
abhalten will. Befürworter der Vorstösse be-
tonten zwar politisch korrekt, dass sie nicht
das eben erst beschlossene Gesetz umkippen
möchten. Und es ist diskutabel, ob der Bun-
desrat in seinen Verordnungen entsprechend
den eigenen Behauptungen wirklich alle
wesentlichen Spielräume des Gesetzes ausge-
nutzt hat. Doch man kann sich des Eindrucks
nur schwer erwehren, dass die Kritiker den
Sack schlagen (Verordnung), aber vor allem
den Esel meinen (Gesetz). Ohne eine ziem-
lich aufwendige Bürokratie ist der neue Ge-

setzesrahmen jedenfalls kaum getreulich um-
zusetzen.

Die Kritiker der Verordnung halten somit
dem Parlament dessen eigenen Spiegel vor.
Der zu erwartendeZusatzaufwand für dieBe-
triebe ist in erster Linie dem Parlament und
nicht dem Bundesrat anzulasten. Die Fran-
kenstärke muss man dabei gar nicht be-
mühen: Ein schlechtes Gesetz ist bei jedem
Wechselkurs ein schlechtes Gesetz.

Doch Gesetz ist Gesetz. Zumindest sollte
in einemRechtsstaat dieserGrundsatz gelten.
Das Parlament kann letztlich die Suppe, die es
Teilen derWirtschaft eingebrockt hat, nur sel-
ber auslöffeln. Es ist nicht verboten, klüger zu
werden, allerdings ist es oft nicht klug, rasch
die Gesetze zu ändern. Sollten sich die be-
fürchteten Probleme in der Umsetzung der
Swissness-Vorlage bestätigen, wird vielleicht
das neue Parlament über die Bücher gehen
wollen. Immer hilfreich ist in solchen Fällen
der Hinweis, dass ja die Vorgänger das Schla-
massel angerichtet haben.

OUT OF AFRICA

Teenager auf der
Suche nach Liebe
Von RUEDI LÜTHY

Es ist nicht immer einfach, den Schweizern unsere Arbeit
zu erklären. Wenn ich zum Beispiel erzähle, dass wir
immer wieder Patientinnen haben, die im Teenageralter
schwanger werden, ist die Reaktion verständlicherweise
kritisch. Die Leute wollen wissen, warum sie angesichts
der grossen Armut überhaupt Kinder hätten, die jungen
Frauen müssten doch zuerst für sich selber sorgen können.

Es wäre in der Tat wünschenswert, dass jemand erst
dann Kinder in die Welt setzt, wenn Mittel und die
Möglichkeiten vorhanden sind. Leider ist diese Sichtweise
für Simbabwe aber wenig realistisch – so ganz anders sind
die Umstände, in denen unsere Patienten leben. Die
Teenager, die Kinder bekommen, sind meistens als Waisen
aufgewachsen. Sie wurden bei der Geburt mit HIV
angesteckt und haben nie ein stabiles, liebevolles Umfeld
gehabt. Die Eltern sind früh gestorben, den Vater haben
sie vielleicht gar nie gekannt. Daraus erwächst ein
unglaublich grosses Bedürfnis, eine eigene Familie zu
gründen, zumal eine erfolgreiche HIV-Therapie eine
Mutter-Kind-Ansteckung verhindert. Sie möchten endlich
jemanden haben, der ganz zu ihnen gehört und den sie in
ihren Armen halten und lieben können. Rationale Über-
legungen zu finanziellen Möglichkeiten oder Wohn-
verhältnissen werden angesichts dieses übermächtigen
Gefühls nach enger Verbundenheit einfach ausgeblendet.

Auch wenn ich manchmal selber am liebsten mit ihnen
schimpfen würde: Ich kann den Wunsch der Teenager
angesichts ihrer Herkunft nachvollziehen. Auf keinen Fall
aber wollen wir tatenlos zusehen, wie sie und ihre Kinder
ins Unglück stürzen. Mithilfe einer Schweizer Stiftung
haben wir deshalb ein kleines Hilfsprojekt für junge
Mütter ins Leben gerufen. Kürzlich konnten die ersten
fünf jungen Frauen bei einer lokalen Organisation einen
Nähkurs absolvieren. Ihre Lebensverhältnisse sind zum
Teil katastrophal: Eine der Teilnehmerinnen wohnt
zusammen mit ihrem Vater, ihrem jüngeren Bruder, ihrer
Nichte und ihrem Baby in einem einzigen Raum. Sie leben
von der Hand in den Mund, weil der Vater seit einigen
Monaten keinen Lohn erhält. Ihr Ziel ist es, durch den
Verkauf von selbst genähten Schuluniformen und
Kleidern genug zu verdienen, um für sich und ihr Kind ein
eigenes Zimmer mieten zu können.

Parallel zu diesem Projekt setzen wir bei der
Aufklärung an. Es ist immer wieder erschreckend zu
sehen, wie wenig die jungen Frauen über Familienplanung
wissen. Doch woher sollten sie auch, wenn sich niemand
richtig um sie kümmern konnte und sie die Schule nicht
abgeschlossen haben? Im neuen Zentrum für
Frauengesundheit bieten wir eine Sprechstunde für
Familienplanung an und haben die Möglichkeit,
Verhütungsmethoden zu verordnen. Für Mädchen und
junge Frauen, die keine Beschäftigung haben und deshalb
besonders gefährdet sind, früh zu heiraten oder schwanger
zu werden, führt unsere Psychologin ausserdem regel-
mässig Workshops zum Thema Sexualität durch.

Zugegeben: Diese Angebote werden das Problem nicht
aus der Welt schaffen können. Wenn ich aber eine junge
Mutter sehe, die selbständiger geworden ist und die Mittel
hat, für ihr Kind zu sorgen, dann sind alle Zweifel wie
weggeblasen. Unsere Patientinnen und Patienten bringen
einen schweren Rucksack an leidvollen Erfahrungen mit.
Wenn wir diese berücksichtigen, werden Verhaltens-
weisen, die auf den ersten Blick irrational erscheinen
mögen, plötzlich nachvollziehbar. Erst dann haben wir die
Chance, etwas verändern zu können.

Ruedi Lüthy lebt seit 12 Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbab-
wes, wo er eine Klinik für mittellose HIV-Patienten aufgebaut hat.


